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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur 11 

— Drucksache V/4092 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Luda 


Der Gesetzentwurf — Drudesache V/4092 — wurde 
vom Deutschen Bundestag in der 227. Sitzung am 
23. April 1969 in erster Lesung beraten und an den 
Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
federführend, an den Finanzausschuß mitberatend 
sowie an den Haushaltsausschuß mitberatend und 
gemäß § 96 GO überwiesen. 

Der Gesetzentwurf — Drucksache V/4092 — ge- 
hört zu den Ausführungsgesetzen der Finanzreform. 
In diesem Gesetz werden die Förderungsmaßnahmen 
(§ 1), die allgemeinen Grundsätze der Förderung 
(§ 2), die Kriterien für die Bestimmung der Förde- 
rungsgebiete (§ 2 Abs. 2), die Förderungsarten (§ 3), 
die Förderungsrichtlinien (§§ 4 und 5) und die Orga- 
nisation der Durchführung (§§ 6 ff.) festgelegt. Der 
Ausschuß hatte lediglich zu prüfen, ob der Katalog 
der Gemeinschaftsaufgaben seinen strukturpoliti- 
schen Vorstellungen entspricht. Er konnte sich des- 
halb nicht, da es sich um ein Rahmengesetz handelt, 
mit der Durchführung einzelner, nach seiner Auffas- 
sung zum Teil dringlicher Vorhaben befassen. Die 
Kosten für die Gemeinschaftsaufgaben sollen nach 
dem Gesetz anteilig von Bund und Ländern je zur 
Hälfte getragen werden. 

Für die Aufstellung des Rahmenplanes soll ein 
Planungsausschuß, der sich aus Vertretern der 
Bundesregierung und der Landesregierungen zusam- 
mensetzt, gebildet werden. Der Bund wird durch 
den Bundesminister für Wirtschaft, der auch den 
Vorsitz im Ausschuß haben soll, und den Bundes- 
minister der Finanzen vertreten. Die Länder sind 
jeweils durch einen Minister vertreten. Der Aus- 
schuß beschließt mit 3 /4 Mehrheit seiner Stimmen, 


wobei Bund und Länder gleiche Stimmenzahl haben 
sollen. Durch diese Regelung soll eine breite Koordi- 
nierung und ein Interessenausgleich zwischen den 
einzelnen Regionen im Planungsstab gewährleistet 
werden. 

Eine Sicherung gegen eine zu große Inanspruch- 
nahme des Bundes sieht § 10 vor, wonach die Mittel 
nur nach Maßgabe der bereitgestellten Haushalts- 
mittel zur Verfügung zu stellen sind, d. h. das Par- 
lament bleibt Herr des Verfahrens. Es hat es in der 
Hand, bei der jeweiligen Feststellung des Haus- 
halts Einfluß über die Festsetzung des Finanzvolu- 
mens, das für Gemeinschaftsaufgaben im jeweiligen 
Haushalt zur Verfügung gestellt wird, auf die An- 
wendung des Gesetzes zu nehmen. 

Zu den Änderungen im einzelnen, soweit es sich 
nicht um redaktionelle Änderungen handelt, ist zu 
bemerken: 

1. Zu § 1 

a) Absatz 1 

In Absatz 1 Nr. 1 empfiehlt der Ausschuß, als 
Förderungsmaßnahmen der gewerblichen Wirtschaft 
auch Maßnahmen zur grundlegenden Rationalisie- 
rung einzubeziehen. Der Ausschuß hält es für zweck- 
mäßig, insoweit dieses Gesetz mit dem Gesetz über 
die Gewährung von Investitionszulagen im Zonen- 
randgebiet, in den Bundesausbaugebieten und Bun- 
desausbauorten, für Forschungs- und Entwicklungs- 
investitionen sowie für Presseunternehmen (Investi- 
tionszulagegesetz) — Artikel 1 des Zweiten Steuer- 
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änderungsgesetzes, Drucksache V/3890 — zu koordi- 
nieren. Hierbei legt der Ausschuß besonderen Wert 
darauf, daß die in dem Investitionszulagen-Gesetz 
festgestellte Sonderstellung und die Präferenzen für 
das Zonenrandgebiet und Berlin auch im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgaben berücksichtigt werden. 
Der Haushaltsausschuß lehnt in der Annahme, daß 
die Erweiterung des Maßnahmenkatalogs Einfluß 
auf das spätere Finanzvolumen haben könnte, diese 
Ergänzung ab. Diese Auffassung teilt der Wirt- 
schaftsausschuß nicht. Er hält es vielmehr für vor- 
dringlich, daß Förderungsmaßnahmen, soweit sie in 
Steuergesetzen und in diesem Gesetz enumeriert 
werden, weitmöglichst koordiniert werden sollten. 

Absatz 1 Artikel 2 b nennt diejenigen Maßnah- 
men, die die Infrastruktur verbessern sollen, soweit 
dies für die Entwicklung der gewerblichen Wirtschaft 
erforderlich ist. Der Ausschuß hat es unter diesem 
Gesichtspunkt für wichtig gehalten, neben der För- 
derung der Abwasserbeseitigungsanlagen auch die 
Förderung der Abfallbeseitigungsanlagen zu berück- 
sichtigen. Er hielt es mit dem Bundesrat für wichtig, 
darauf hinzuweisen, daß die geordnete Beseitigung 
fester Abfälle ein vordringliches Problem wird. Der 
Ausschuß stellt ausdrücklich fest, daß es sich hier 
nur um einen Maßnahmenkatalog handelt. Es wird 
von der jeweiligen Entscheidung im Planungsaus- 
schuß und von den zur Verfügung stehenden Mitteln 
abhängig sein, welche dieser Maßnahmen gefördert 
und mit welchem Vorrang sie ergriffen werden. Aus 
diesem Grunde vermochte der Ausschuß der Emp- 
fehlung des mitberatenden Haushaltsausschusses, 
der die Einbeziehung der Abfallbeseitigungsanlagen 
in die Infrastrukturmaßnahmen nicht wünschte, 
nicht zu folgen. Der Haushaltsausschuß hielt die 
Hereinnahme auch unter Hinweis darauf, daß die 
Abfallbeseitigung in erster Linie Aufgabe der Kom- 
munen sei, für nicht erforderlich. Der Wirtschafts- 
ausschuß weist dagegen darauf hin, daß in diesem 
Fall dann konsequent auch auf Hereinnahme der 
Abwasserbeseitigungsanlagen hätte verzichtet wer- 
den müssen. Sowohl die Beseitigung des Abwassers 
wie auch des Abfalls, deren Anfall die Industrie in 
zunehmendem Maße verursacht, kann nach Auffas- 
sung des Wirtschaftsausschusses nicht allein den 
Gemeinden angelastet werden. Die Beseitigung ge- 
hört vielmehr auch zu den Gemeinschaftsaufgaben. 

b) Absatz 3 

Der Wirtschaftsausschuß stimmt mit dem Bundes- 
rat überein, daß im Rahmen dieses Gesetzes die 
Möglichkeit eröffnet werden sollte, einzelne Infra- 
strukturmaßnahmen auch außerhalb der Förderge- 
biete aus dem für Gemeinschaftsaufgaben zur Ver- 


fügung stehenden Fonds zu finanzieren, wenn diese 
Infrastrukturmaßnahme in einem unmittelbaren Zu- 
sammenhang mit einem geförderten Projekt eines 
benachbarten Förderungsgebietes steht. Der Aus- 
schuß glaubt, daß die Formulierung „unmittelbarer 
Zusammenhang" ausreicht, um auszuschließen, daß 
diese Ermächtigung zu einer unvertretbaren Aus- 
breitung der Förderungsmaßnahmen außerhalb der 
Förderungsgebiete in Anspruch genommen wird. 

2. Zu § 2 

In § 2 hat der Ausschuß die Empfehlungen des 
Bundesrates vollständig übernommen. 

3. Zu §3 

Auf die Empfehlungen des Bundesrates und des 
Finanzausschusses hin hat der Ausschuß den Katalog 
der Förderungsarten erweitert. Es sollen nunmehr 
Förderungen auch in Form von Bürgschaften ge- 
währt werden können. 


4. Zu §5 

In Nr. 4 ist zusätzlich vorgesehen, daß im Rah- 
menplan neben der Art und Intensität der Förderung 
nun auch die Voraussetzungen, unter denen die 
Förderungen gewährt werden, festgelegt werden 
müssen. Der Ausschuß folgt hier einer Empfehlung 
des Finanzausschusses. 


5. Zu §6 

Zur Koordinierung des Gesetzes mit den beiden 
anderen Gesetzen zur Durchführung von Gemein- 
schaftsaufgaben empfiehlt der Finanzausschuß, 
schon in Absatz 1 klarzustellen, daß die Stimmenzahl 
des Bundes derjenigen aller Länder entspricht. Die 
Änderung des Absatzes 2 ergibt sich aus der Ände- 
rung des Absatzes 1. 


6. Zu § 11 

Die Neufassung des Absatzes 1 ergibt sich aus 
der Änderung des § 3. 

Die Stellungnahmen der mitberatenden Aus- 
schüsse sind bei den einzelnen Vorschriften erläu- 
tert. Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe 
Haus, dem Gesetzentwurf aus der in der Gegenüber- 
stellung ersichtlichen Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 13. Juni 1969 


Dr. Luda 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/4092 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 17. Juni 1969 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Luda 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" 

— Drucksache V/4092 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaft und Mittel- 
standsfragen 
(15. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes Entwurf eines Gesetzes 

über die Gemeinschaftsaufgabe über die Gemeinschaftsaufgabe 

„Verbesserung der regionalen Wirtschaftstruktur“ „Verbesserung der regionalen Wirtschaftstruktur“ 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Gemeinschaftsaufgabe 

(1) Zur Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur werden folgende Maßnahmen als Gemein- 
schaftsaufgabe im Sinne des Artikels 91 a Abs. 1 
des Grundgesetzes wahrgenommen: 

1. Die Förderung der gewerblichen Wirt- 
schaft bei Errichtung, Ausbau oder Um- 
stellung von Gewerbebetrieben, 

2. die Förderung des Ausbaus der Infra- 
struktur, soweit es für die Entwicklung 
der gewerblichen Wirtschaft erforderlich 
ist, durch 

a) Erschließung von Industriegelände im 
Zusammenhang mit Industrieansied- 
lungsvorhaben, 

b) Ausbau von Verkehrsverbindungen, 
Energie- und Wasserversorgungsanla- 
gen, Abwasserbeseitigungsanlagen so- 
wie öffentliche Fremdenverkehrsein- 
richtungen, 

c) Errichtung oder Ausbau von Ausbil- 
dungs-, Fortbildungs- und Umschu- 
lungsstätten, soweit ein unmittelbarer 
Zusammenhang mit dem Bedarf der 
regionalen Wirtschaft an geschulten 
Arbeitskräften besteht. 


§ 1 

Gemeinschaftsaufgabe 

(1) Zur Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur werden folgende Maßnahmen als Gemein- 
schaftsaufgabe im Sinne des Artikels 91 a Abs. 1 
des Grundgesetzes wahrgenommen: 

1. Die Förderung der gewerblichen Wirt- 
schaft bei Errichtung, Ausbau, Umstellung 

oder grundlegender Rationalisierung von 

Gewerbebetrieben, 

2. Förderung des Ausbaus der Infrastruk- 
tur, soweit es für die Entwicklung der 
gewerblichen Wirtschaft erforderlich ist, 
durch 

a) Erschließung von Industriegelände 
im Zusammenhang mit Maßnahmen 
nach Nummer 1, 

b) Ausbau von Verkehrsverbindungen, 
Energie- und Wasserversorgungsan- 
lagen, Abwasser- und Abfallbeseiti- 
gungsanlagen sowie öffentliche Frem- 
denverkehrseinrichtungen, 

c) unverändert 
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Entwurf 

(2) Die in Absatz 1 genannten Förderungsmaß- 
nahmen werden in Gebieten durchgeführt, 

1. deren Wirtschaftskraft erheblich unter 
dem Bundesdurchschnitt liegt oder erheb- 
lich darunter abzusinken droht oder 

2. in denen Wirtschaftszweige vorherrschen, 
die vom Strukturwandel in einer Weise 
betroffen oder bedroht sind, daß negative 
Rückwirkungen auf das Gebiet in erheb- 
lichem Umfang eingetreten oder absehbar 
sind. 


§ 2 

Allgemeine Grundsätze 

(1) Die Förderung der in § 1 Abs. 1 genannten 
Maßnahmen muß mit den Grundsätzen der allge- 
meinen Wirtschaftspolitik und mit den Zielen und 
Erfordernissen der Raumordnung und Landespla- 
nung übereinstimmen. Sie hat auf gesamtdeutsche 
Belange und auf die Erfordernisse der Europäischen 
Gemeinschaften Rücksicht zu nehmen. Die Förde- 
rung soll sich auf räumliche und sachliche Schwer- 
punkte konzentrieren. Sie ist mit anderen öffent- 
lichen Entwicklungsvorhaben abzustimmen. 

(2) Gewerbebetriebe werden nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 nur durch Start- und Anpassungshilfen und 
nur dann gefördert, wenn zu erwarten ist, daß sie 
sich im Wettbewerb behaupten können. Träger der 
in § 1 Abs. 1 Nr. 2 aufgeführten Maßnahmen zum 
Ausbau der Infrastruktur sind vorzugsweise Ge- 
meinden und Gemeindeverbände; nicht gefördert 
werden Maßnahmen des Bundes und der Länder 
sowie natürlicher und juristischer Personen, die 
erwerbswirtschaftliche Zwecke verfolgen. 


(3) Finanzhilfen an Gewerbebetriebe werden nur 
bei einer angemessenen Beteiligung des Empfängers 
gewährt. 

§ 3 

Förderungsarten 

Die finanzielle Förderung kann in der Gewährung 
von Investitionszuschüssen, Darlehen und Zinszu- 
schüssen bestehen. 

§ 4 

Gemeinsamer Rahmenplan 

(1) Für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe 
wird ein gemeinsamer Rahmenplan aufgestellt. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

(2) unverändert 


(3) Einzelne Infrastrukturmaßnahmen werden 
auch außerhalb der vorstehend genannten Gebiete 
gefördert, wenn sie in einem unmittelbaren Zusam- 
menhang mit geförderten Projekten innerhalb be- 
nachbarter Fördergebiete stehen. 

§2 

Allgemeine Grundsätze 

(1) unverändert 


(2) Gewerbebetriebe werden nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 nur durch Start- und Anpassungshilfen und 
nur dann gefördert, wenn zu erwarten ist, daß sie 
sich im Wettbewerb behaupten können. Träger der 
in § 1 Abs. 1 Nr. 2 aufgeführten Maßnahmen zum 
Ausbau der Infrastruktur sind vorzugsweise Ge- 
meinden und Gemeindeverbände; nicht gefördert 
werden Maßnahmen des Bundes und der Länder 
sowie natürlicher und juristischer Personen, die 
auf Gewinnerzielung ausgerichtet sind. 

(2 a) Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz gilt nicht 
für Gemeindeaufgaben, die in den Ländern Berlin 
und Hamburg wahrgenommen werden. 

(3) Finanzhilfen werden nur bei einer angemes- 
senen Beteiligung des Empfängers gewährt. 

§3 

Förderungsarten 

Die finanzielle Förderung kann in der Gewährung 
von Investitionszuschüssen, Darlehen, Zinszuschüs- 
sen und Bürgschaften bestehen. 

§4 

Gemeinsamer Rahmenplan 

unverändert 
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Entwurf 

(2) Der Rahmenplan ist für den Zeitraum der 
Finanzplanung aufzustellen, jedes Jahr sachlich zu 
prüfen, der Entwicklung anzupassen und dement- 
sprechend fortzuführen. Die mehrjährige Finanz- 
planung des Bundes und der Länder ist zu berück- 
sichtigen. 

§ 5 

Inhalt des Rahmenplanes 

Im Rahmenplan werden 

1. die Gebiete nach § 1 Abs. 2 abgegrenzt, 

2. die Ziele genannt, die in diesen Gebieten er- 
reicht werden sollen, 

3. die Maßnahmen nach § 1 Abs. 1, getrennt 
nach Haushaltsjahren und Ländern, sowie die 
vom Bund und von jedem Land für die Er- 
füllung der Gemeinschaftsaufgabe im nächsten 
Jahr bereitzustellenden und für die folgenden 
Jahre des Planungszeitraumes jeweils vorzu- 
sehenden Mittel aufgeführt und 

4. Art und Intensität der Förderung bei den ver- 
schiedenen Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 fest- 
gelegt. 

§ 6 

Planungsausschuß 

(1) Für die Aufstellung des Rahmenplanes bilden 
die Bundesregierung und die Landesregierungen 
einen Planungsausschuß. Ihm gehören der Bundes- 
minister für Wirtschaft als Vorsitzender sowie der 
Bundesminister der Finanzen und ein Minister (Se- 
nator) jedes Landes an, jedes Mitglied kann sich 
vertreten lassen. 


(2) Der Planungsausschuß beschließt mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen. Bund und 
Länder haben gleiche Stimmenzahl. Jedes Land hat 
eine Stimme. Die Stimmen des Bundes können nur 
einheitlich abgegeben werden. 

(3) Der Planungsausschuß gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

§ 7 

Anmeldung zum Rahmenplan 

(1) Bis zum 1. Februar jedes Jahres schlagen die 
Länder dem Bundesminister für Wirtschaft die von 
ihnen vorgesehenen Maßnahmen im Sinne des § 1 
Abs. 1 zur Aufnahme in den Rahmenplan vor. Mit 
der Anmeldung gilt die Zustimmung des Landes ge- 
mäß Artikel 91 a Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes 
als erteilt. Die Zustimmung kann bis zur Beschluß- 
fassung über den Rahmenplan widerrufen werden. 

(2) Die Anmeldung muß alle für den Inhalt des 
Rahmenplanes nach § 5 notwendigen Angaben und 
eine Erläuterung der Vorhaben enthalten. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


§5 

Inhalt des Rahmenplanes 

Im Rahmenplan werden 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 


4. Voraussetzungen, Art und Intensität der För- 
derung bei den verschiedenen Maßnahmen 
nach § 1 Abs. 1 festgelegt. 

§6 

Planungsausschuß 

(1) Für die Aufstellung des Rahmenplanes bilden 
die Bundesregierung und die Landesregierungen 
einen Planungsausschuß. Ihm gehören der Bundes- 
minister für Wirtschaft als Vorsitzender sowie der 
Bundesminister der Finanzen und ein Minister (Se- 
nator) jedes Landes an, jedes Mitglied kann sich 
vertreten lassen. Die Stimmenzahl des Bundes ent- 
spricht der Zahl aller Länder. Jedes Land hat eine 
Stimme. 

(2) Der Planungsausschuß beschließt mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen. 


(3) unverändert 

§7 

Anmeldung zum Rahmenplan 

(1) unverändert 


(2) Die Anmeldung muß alle für den Inhalt des 
Rahmenplanes nach § 5 notwendigen Angaben und 
eine Erläuterung der Maßnahmen enthalten. 
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Entwurf 

(3) Der Bundesminister für Wirtschaft legt die 
Anmeldungen der Länder und seine eigenen Vor- 
schläge dem Planungsausschuß zur Beschlußfassung 
vor. 

(4) Für Anmeldungen zur Änderung des Rahmen- 
planes gelten die Absätze 1 bis 3 sinngemäß. 

§ 8 

Verfahren nach Beschluß über den Rahmenplan 

Der Planungsausschuß leitet den Rahmenplan der 
Bundesregierung und den Landesregierungen zu. 
Die Bundesregierung und die Landesregierungen 
nehmen die für die Durchführung des Rahmen- 
planes im nächsten Jahr erforderlichen Ansätze in 
ihre Entwürfe der Haushaltspläne auf. 

§ 9 

Durchführung des Rahmenplanes 

(1) Die Durchführung des Rahmenplanes ist Auf- 
gabe der Länder. 

(2) Die Landesregierungen unterrichten die Bun- 
desregierung und den Bundesrat auf Verlangen über 
die Durchführung des Rahmenplanes und den all- 
gemeinen Stand der Gemeinschaftsaufgabe. 

§ 10 

Erstattung 

(1) Der Bund erstattet vorbehaltlich der Bestim- 
mung des Artikels 91 a Abs. 4 des Grundgesetzes 
jedem Land aufgrund der Abrechnungen für die nach 
dem Rahmenplan geförderten Vorhaben die Hälfte 
der dem Land nach Maßgabe des Rahmenplanes 
entstandenen Aufwendungen. 

(2) Der Bund leistet bis zur voraussichtlichen 
Höhe des nach Absatz 1 von ihm zu erstattenden 
Betrages entsprechend dem jeweiligen Stand der 
Maßnahme und der bereitgestellten Haushaltsmittel 
Zahlungen an das Land. Zur Feststellung des Mittel- 
bedarfs und des Standes der Maßnahme teilen die 
Länder dem Bundesminister für Wirtschaft die Höhe 
der verausgabten Mittel sowie den Stand und die 
voraussichtliche Entwicklung der Vorhaben mit. 

§ 11 

Rückzahlung und Verzinsung der Bundesmittel 

(1) Beträge, die vom Zuwendungsempfänger zur 
Tilgung und Verzinsung erhaltener Darlehen ge- 
zahlt werden, sind vom Land anteilig an den Bund 
abzuführen. 

(2) Der Bund kann zugewiesene Bundesmittel von 
einem Land zurückfordern, wenn die festgelegten 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

§8 

Verfahren nach Beschluß über den Rahmenplan 

unverändert 


§9 

Durchführung des Rahmenplanes 

unverändert 


§ 10 

Erstattung 

(1) Der Bund erstattet vorbehaltlich der Bestim- 
mung des Artikels 91 a Abs. 4 des Grundgesetzes 
jedem Land aufgrund der Abrechnungen für die nach 
dem Rahmenplan geförderten Vorhaben die Hälfte 
der dem Land nach Maßgabe des Rahmenplanes 
entstandenen Ausgaben. 

(2) Der Bund leistet bis zur voraussichtlichen 
Höhe des nach Absatz 1 von ihm zu erstattenden 
Betrages entsprechend dem jeweiligen Stand der 
Maßnahme und der bereitsgestellten Haushaltsmittel 
Vorauszahlungen an das Land. Zur Feststellung des 
Mittelbedarfs und des Standes der Maßnahme teilen 
die Länder dem Bundesminister für Wirtschaft die 
Höhe der verausgabten Mittel sowie den Stand und 
die voraussichtliche Entwicklung der Vorhaben mit. 

§ 11 

Rückzahlung und Verzinsung der Bundesmittel 

(1) Beträge, die vom Zuwendungsempfänger zur 
Tilgung und Verzinsung erhaltener Darlehen oder 
zum Ausgleich der auf Grund übernommener Bürg- 
schaften erstatteten Ausfälle gezahlt werden, sind 
vom Land anteilig an den Bund abzuführen. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

Bedingungen ganz oder teilweise nicht erfüllt wer- 
den. 

(3) Im Falle der Nichterfüllung der Bedingungen 
durch den Zuwendungsempfänger fordert das Land 
die Mittel in Höhe des Bundesanteils zurück und 
zahlt die zurückerhaltenen Beträge an den Bund. 

(4) Die an den Bund nach den vorstehenden Ab- 
sätzen abzuführenden Beträge sind vom Land in 
Höhe von 2 v. H. über dem für Kassenkredite des 
Bundes geltenden Zinssatz der Deutschen Bundes- 
bank zu verzinsen, im Falle des Absatzes 2 vom 
Zeitpunkt der Auszahlung der Bundesmittel an, im 
Falle der Absätze 1 und 3 vom Beginn des zweiten 
auf den Eingang des Betrages beim Land folgenden 
Monats. 

(5) Vorschriften über die Haftung der Länder 
gegenüber dem Bund für eine ordnungsmäßige Ver- 
waltung (Artikel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes) 
werden durch die Absätze 2, 3 und 4 nicht berührt. 

§ 12 

Ubergangsregelung 

(1) Bis zum Inkrafttreten des ersten Rahmen- 
planes nach § 6 kann nach den bisherigen Grund- 
sätzen verfahren werden, längstens jedoch bis zum 
Ablauf des zweiten Kalenderjahres, das dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes folgt. 

(2) Der Beteiligungssatz des §10 Abs. 1 gilt für 
alle Leistungen , für die Mittel nach Inkraftreten 
dieses Gesetzes bewilligt werden. 

§ 13 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 14 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

(3) unverändert 

(4) unverändert 


Absatz 5 entfällt 

§ 12 

Übergangsregelung 

(1) unverändert 

Absatz 2 entfällt 

§ 13 

unverändert 


§ 14 

unverändert 
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